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UBS General Terms and Conditions 
 

1. Struktur der Vereinbarung und Glossar 

1.1 Jede Vereinbarung tritt mit der Ausführung eines Lieferauftrags 
in Kraft und beinhaltet: (i) die relevanten Category Terms, (ii) 
die vorliegenden General Terms and Conditions, (iii) das 
Glossar, (iv) alle anwendbaren Policies, (v) alle im Lieferauftrag 
genannten zusätzlichen Dokumente, und (vi) wenn relevant, die 
Annahme des Auftrages durch den Leistungserbringer über 
eine elektronische Plattform (z.B. Fieldglass). Der Lieferauftrag 
kann in Papierkopie oder elektronischer Form ausgeführt 
werden. 

1.2 Im Falle eines Widerspruchs zwischen den einzelnen Dokumen-
ten, die Teil der Vereinbarung sind, hat der Lieferauftrag Vor-
rang. Danach bestimmt sich die Rangfolge nach der Reihen-
folge, in der die Dokumente in Klausel 1.1 oben aufgeführt 
sind. 

1.3 Alle in der Vereinbarung grossgeschriebenen Begriffe haben die 
Bedeutung, die ihnen im Glossar zugewiesen wird. 

 
2. Dienstleistungen und Produkte 

2.1 Der Leistungserbringer erbringt die Dienstleistungen, ein-
schliesslich der Lieferung aller relevanten Ergebnisse, und stellt 
die Produkte gemäss der Vereinbarung zum Nutzen von UBS 
und ihren Verbundenen Unternehmen für geschäftliche Zwecke 
bereit. Sofern im Lieferauftrag nichts anderes angegeben ist, 
sollen die Dienstleistungen und Ergebnisse zum Nutzen von 
allen geschäfts- und operationellen Funktionen der UBS und der 
mit UBS verbundenen Unternehmen zur Verfügung stehen. 

2.2 Der Leistungserbringer bestätigt, dass UBS nicht verpflichtet ist, 
die Dienstleistungen oder Produkte ausschliesslich vom Leis-
tungserbringer zu beziehen. 

2.3 Der Leistungserbringer ist verpflichtet, die Erbringung der 
Dienstleistungen bzw. die Bereitstellung der Produkte zu koor-
dinieren und bei Bedarf mit anderen Beratern, Auftragnehmern 
oder Leistungserbringern von UBS zusammenzuarbeiten. 

2.4 Der Leistungserbringer ist verpflichtet, UBS unverzüglich schrift-
lich und unter Angabe hinreichender Einzelheiten zu benach-
richtigen, wenn er Kenntnis erhält von: 

(a) einer Verletzung der Vereinbarung, einschliesslich der 
Nichteinhaltung der geltenden Policies, die die ordnungs-
gemässe Erfüllung der Pflichten des Leistungserbringers 
gefährden oder verhindern könnte; 

(b) einem tatsächlichen oder vermuteten Verstoss gegen An-
wendbare Gesetze; 

(c) einer Sicherheitsverletzung; 

(d) einer tatsächlichen oder vermuteten betrügerischen, krimi-
nellen, ungesetzlichen oder unethischen Handlung durch 
ein Mitglied des Personals oder einen Mitarbeitenden von 
UBS im Zusammenhang mit den Dienstleistungen oder 
Produkten; und 

(e) einem anderen Sachverhalt, der eine Mitteilungspflicht ge-
mäss einer anwendbaren Policy begründet. 

 
3. Gebühren, Rechnungsstellung und Zahlung 

3.1 Im Rahmen der Erfüllung ihrer Pflichten aus dieser Vereinba-
rung zahlt UBS die im Lieferauftrag festgelegten Gebühren. 

3.2 Sofern im Lieferauftrag nichts anderes angegeben ist, darf der 
Leistungserbringer erst nach Abnahme durch UBS und 
gegebenenfalls nach Erfüllen der entsprechenden Abnahmekri-
terien, die Dienstleistungen oder Produkte in Rechnung zu 
stellen. 

3.3 UBS ist verpflichtet, die jeweils fälligen und unbestrittenen Ge-
bühren innerhalb von 60 Tagen nach Erhalt einer Rechnung zu 
zahlen. UBS ist nicht verpflichtet, Rechnungen zu zahlen, die 

nicht den Anforderungen dieser Klausel 3 und allen anderen im 
Lieferauftrag festgelegten Anforderungen entsprechen. 

3.4 Die Zahlung der Gebühren kann nach schriftlicher Mitteilung 
von UBS an den Leistungserbringer ausgesetzt werden, wenn 
aufgrund von oder in Verbindung mit Dienstleistungen oder 
Produkten durch einen Dritten (einschliesslich einer Aufsichtsbe-
hörde) eine Untersuchung, ein Anspruch oder ein Verfahren ge-
gen UBS (oder eines ihrer Verbundenen Unternehmen) eingelei-
tet bzw. vorgebracht wird oder eingeleitet bzw. vorgebracht zu 
werden droht.  

3.5 Sofern im Lieferauftrag nichts anderes angegeben ist, verstehen 
sich die Gebühren inklusive: (i) Aufwendungen; (ii) aller Steuern 
und Abgaben, die auf die Dienstleistungen, einschliesslich der 
zugehörigen Ergebnisse, bzw. Produkte, erhoben werden; so-
wie (iii) Kosten im Zusammenhang mit allen Tätigkeiten, die für 
die Erbringung der Dienstleistungen bzw. die Bereitstellung der 
Produkte, einschliesslich integrierter oder zugehöriger Software, 
erforderlich sind.  

3.6 Sämtliche Aufwendungen müssen vorab mit UBS vereinbart 
werden und sind: (i) ausdrücklich im Lieferauftrag aufzuführen; 
(ii) in der Rechnung des Leistungserbringers auszuweisen; (iii) 
zum Selbstkostenpreis (ohne Aufschlag) an UBS weiterzugeben; 
und (iv) durch Quittungen oder Rechnungen zu belegen. 

3.7 Sofern UBS eine Rechnung ganz oder teilweise anfechtet, hat 
UBS das Recht, die Zahlung des strittigen Betrags zurückzuhal-
ten. UBS hat den Leistungserbringer über den Grund der An-
fechtung zu informieren. Nach Beilegung der Streitigkeit hat 
UBS den unstrittigen Betrag innerhalb von 60 Tagen zu zahlen. 
Bis zur Beilegung der Streitigkeit hat der Leistungserbringer 
seine Pflichten aus der Vereinbarung weiter zu erfüllen. 

 
4 Zusicherungen und Gewährleistungen 

4.1 Der Leistungserbringer sichert zu und gewährleistet, dass: 

(a) er über alle erforderlichen Befugnisse und Vollmachten 
verfügt, um die Vereinbarung zu schliessen;  

(b) er alle Zustimmungen, Genehmigungen und Lizenzen ein-
geholt hat, die erforderlich sind, um die Dienstleistungen 
zu erbringen und/oder die Produkte bereitzustellen und 
seine Pflichten aus dieser Vereinbarung zu erfüllen; 

(c) sämtliches Personal gesetzlich berechtigt und befugt ist, 
an den Orten zu arbeiten, an denen es die Dienstleistun-
gen erbringt oder die Produkte bereitstellt; 

(d) vor der Erbringung von Dienstleistungen oder der Bereit-
stellung von Produkten für UBS sämtliches Personal, das 
nicht über eine UBS-Logon-ID oder GPN verfügt, eine Si-
cherheitsüberprüfung durchlaufen hat (Identitätsprüfung, 
Überprüfung der Arbeitsberechtigung und Überprüfung 
des Strafregisters, sofern dies nach den Anwendbaren Ge-
setzen nicht verboten ist); 

(e) er seine Pflichten aus der Vereinbarung in Übereinstim-
mung mit allen Anwendbaren Gesetzen erfüllen wird; 

(f)  alle Produkte und Dienstleistungen entsprechend der 
Dokumentation erbringt bzw. bereitgestellt werden; 

(g) alle Produkte und Ergebnisse von zufriedenstellender Qua-
lität und für den vorgesehenen Zweck geeignet sind (sei es 
ausdrücklich oder implizit), mit den jeweiligen Spezifikatio-
nen im Lieferauftrag oder anderweitig übereinstimmen 
und frei von Konstruktions- und sonstigen inhärenten 
Mängeln sind; 

(h) er seine Pflichten aus der Vereinbarung wie folgt erfüllen 
wird: (i) fach- und termingerecht mit der von einem erfah-
renen professionellen Unternehmen zu erwartenden Sach-
kenntnis, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit; (ii) in Überein-
stimmung mit den Branchenstandards für ähnliche Dienst-
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leistungen oder Produkte; und (iii) mit einer angemesse-
nen Anzahl von Mitarbeitenden, die über die erforderli-
chen technischen Fähigkeiten, Qualifikationen, Erfahrun-
gen und Zertifizierungen verfügen, um die Dienstleistun-
gen zu erbringen oder die Produkte bereitzustellen;  

(i) er die Dienstleistungen und Produkte so erbringt bzw. be-
reitstellt, dass keine Software-Viren oder Schadsoftware 
oder ähnliches eingeschleust werden, die darauf abzielen, 
UBS-Systeme zu schädigen, zu beeinträchtigen oder zu 
stören; und  

(j) dass er bei der Erbringung von Wichtigen Servicegeschäf-
ten alle geltenden Belastungstoleranzlimits einhalten wird. 

 
5. Haftung, Schadloshaltung und Versicherung 

5.1 Jeder Verlust oder Schaden, der einem Verbundenen Unterneh-
men von UBS aus oder im Zusammenhang mit einer Verletzung 
der Vereinbarung entsteht, wird als Verlust oder Schaden von 
UBS behandelt und kann dementsprechend von UBS im Namen 
dieses Verbundenen Unternehmens beim Leistungserbringer 
geltend gemacht werden. 

5.2 Vorbehaltlich der Klauseln 5.4 und 5.6 haftet keine der Parteien 
gegenüber der anderen Partei für indirekte, mittelbare oder 
zufällige Schäden oder entgangenen Gewinn, wie auch immer 
diese entstanden sind. 

5.3 Vorbehaltlich der Klauseln 5.2, 5.4 und 5.6 ist die 
Gesamthaftung jeder Partei aus oder im Zusammenhang mit 
der Vereinbarung auf den höheren der folgenden Beträge 
begrenzt: (i) zweihundert Prozent (200%) der Gesamtgebühren 
bzw. (ii) fünf Millionen US-Dollar (USD 5 000 000). 

5.4 Vorbehaltlich der Klausel 5.6 ist die Haftung des 
Leistungserbringers: 

(a) für alle Verluste, die sich aus oder in Verbindung mit ei-
nem Datenschutzanspruch oder einer Sicherheitsverlet-
zung ergeben, insgesamt auf den höheren der folgenden 
Beträge begrenzt: (i) vierhundert Prozent (400%) der Ge-
samtgebühren bzw. (ii) zehn Millionen US-Dollar 
(USD 10 000 000); und  

(b) für Aufsichtsrechtliche Haftungen insgesamt auf den hö-
heren der folgenden Beträge begrenzt: (i) vierhundert Pro-
zent (400%) der Gesamtgebühren bzw. (ii) zehn Millionen 
US-Dollar (USD 10 000 000); und  

(c) (in Fällen, in denen der Leistungserbringer ein Wichtiges 
Servicegeschäft erbringt) für alle Verluste, die sich aus 
oder im Zusammenhang mit der Nichteinhaltung eines 
geltenden Belastungstoleranzlimits (Impact Tolerance Li-
mit, ITL) durch den Leistungserbringer ergeben, insgesamt 
auf den höheren der folgenden Beträge begrenzt: (i) vier-
hundert Prozent (400%) der Gesamtgebühren bzw. (ii) 
zehn Millionen US-Dollar (USD 10 000 000). 

5.5 Jede der Haftungsbeschränkungen gemäss Klausel 5.3 und den 
Unterklauseln 5.4(a) und 5.4(b) sind separate und eigenstän-
dige Haftungsobergrenzen, die unabhängig voneinander und 
zusätzlich zueinander gelten. Klausel 5.4 bewirkt nicht, dass die 
Haftung des Leistungserbringers gemäss Klausel 5.6 ausge-
schlossen oder beschränkt wird. Die Parteien haben keinen An-
spruch auf eine doppelte Entschädigung für dieselben Verluste. 

5.6 Unbeschadet der vorstehenden Bestimmungen schliesst keine 
der Parteien ihre Haftung gegenüber der anderen Partei für Fol-
gendes aus oder beschränkt diese: 

(a) Tod oder Körperverletzung, Betrug oder arglistige Täu-
schung oder sonstige Haftungsfälle, die nach Anwendba-
ren Gesetzen nicht ausgeschlossen oder beschränkt wer-
den können; 

(b) Verstösse gegen Klausel 7.1 (Vertraulichkeit); 

(c) Ansprüche, die sich aus der vorsätzlichen Verletzung der 
Vereinbarung oder dem absichtlichen Fehlverhalten der 
anderen Partei ergeben; und 

(d) Ansprüche auf Schadloshaltung gemäss Klausel 5.7 unten. 

5.7 Der Leistungserbringer hat UBS, ihre Verbundenen Unterneh-
men und deren Verwaltungsräte, leitende Angestellte, Mitarbei-
tende, Auftragnehmer und Vertreter zu entschädigen für und 
zu verteidigen sowie schadlos zu halten gegenüber: 

(a) allen Verlusten, die aus oder in Verbindung mit IP-Ansprü-
chen entstehen; und 

(b) allen personalbezogenen Steuerverbindlichkeiten des Leis-
tungserbringers oder seines Personals, die UBS auferlegt 
werden. 

Zusätzlich zu seinen Pflichten gemäss Klausel 5.7(a) erklärt sich 
der Leistungserbringer damit einverstanden, dass UBS das Recht 
(jedoch nicht die Pflicht) hat, (i) jede Beauftragung eines Rechts-
beistandes in Verbindung mit einem IP-Anspruch und (ii) jeden 
vorgeschlagenen Vergleich für einen einen IP-Anspruch vor der 
Einigung zu genehmigen. 

5.8 Der Leistungserbringer muss einen Versicherungsschutz bei ei-
ner angesehenen Versicherungsgesellschaft mit guter Bonität 
beibehalten. Die Höhe des Versicherungsschutzes muss dem 
Umfang, der Art und dem Wert der Dienstleistungen oder Pro-
dukte angemessen sein und die Dienstleistungen oder Produkte 
vollständig abdecken und gegebenenfalls eine Versicherung ge-
gen Cyberrisiken beinhalten. Auf Verlangen von UBS hat der 
Leistungserbringer einen Nachweis über seinen Versicherungs-
schutz vorzulegen. 

5.9 Der Leistungserbringer bleibt für alle Handlungen und Unterlas-
sungen seiner Unterauftragnehmer und seines Personals haft-
bar und verantwortlich, als wären es seine eigenen. 

 
6. Pflichten von UBS 

6.1 UBS ist verpflichtet: (i) dem Leistungserbringer die nach ver-
nünftigem Ermessen erforderliche Unterstützung zu gewähren 
und (ii) nach Erhalt einer angemessenen Frist dafür zu sorgen, 
dass das Personal hinreichenden Zugang erhält, damit der Leis-
tungserbringer die Dienstleistungen erbringen und die Produkte 
bereitstellen kann. 

6.2 Der Leistungserbringer haftet nicht für die Nichterfüllung seiner 
Pflichten aus der Vereinbarung, soweit diese Nichterfüllung auf 
ein Entlastungsereignis zurückzuführen ist, vorausgesetzt, der 
Leistungserbringer: 

(a) benachrichtigt UBS schriftlich, unverzüglich und in jedem 
Fall innerhalb von 5 Werktagen nach Bekanntwerden der 
Umstände, die der Leistungserbringer als Entlastungsereig-
nis ansieht; und 

(b) unternimmt alle zumutbaren Anstrengungen, um die Aus-
wirkungen des Entlastungsereignisses zu vermeiden oder 
abzumildern, so dass die Erbringung der Dienstleistungen 
und die Bereitstellung der Produkte so schnell wie ver-
nünftigerweise möglich wieder aufgenommen oder fort-
gesetzt werden kann. 

 Diese Klausel 6.2 stellt den alleinigen Rechtsbehelf des Leis-
tungserbringers in Bezug auf ein Entlastungsereignis dar. 

 
 
7. Vertraulichkeit  

7.1 Die empfangende Partei hat die Vertrauliche Informationen 
vertraulich zu behandeln und sicherzustellen, dass sie nicht an 
Dritte weitergegeben werden, es sei denn, dies ist nach dieser 
Klausel 7 zulässig. 

7.2 Die Verpflichtung nach Klausel 7.1 gilt nicht, wenn die Vertrau-
lichen Informationen: 

(a) allgemein bekannt sind oder werden, ausgenommen die 
Bekanntgabe infolge einer Verletzung der Vereinbarung; 

(b) der empfangenden Partei rechtmässig von einem Dritten 
zur Verfügung gestellt wurden oder der empfangende 
Partei vor der Offenlegung im Rahmen der Vereinbarung 
bekannt waren oder sich in ihrem Besitz befanden, und 
zwar in jedem Fall frei von jeglichen Geheimhaltungsver-
pflichtungen; 

(c) von der empfangenden Partei aufgrund des Beschlusses 
eines zuständigen Gerichts oder in Übereinstimmung mit 
geltenden Gesetzen oder Vorschriften offengelegt 
werden, vorausgesetzt, dass die offenlegende Partei 
unverzüglich darüber in Kenntnis gesetzt wird 
(vorausgesetzt und soweit gesetzlich zulässig), und weiter 
vorausgesetzt, dass die empfangende Partei nicht mehr In-
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formationen offenlegt, als nach diesen Gesetzen oder Vor-
schriften erforderlich sind; oder 

(d) mit vorheriger schriftlicher Genehmigung durch die offen-
legende Partei gegenüber einem Dritten offengelegt wer-
den. 

7.3 Die empfangende Partei verpflichtet sich, die Vertraulichen In-
formationen vor unbefugtem Zugriff, unbefugter Nutzung, Ver-
öffentlichung oder Offenlegung zu schützen. 

7.4 Die empfangende Partei unterrichtet ihre Mitarbeitenden und 
die Mitarbeitenden ihrer verbundenen Unternehmen (im Falle 
des Leistungserbringers einschliesslich seines Personals und sei-
ner Unterauftragnehmer) über die Vertraulichkeitspflichten der 
empfangenden Partei im Rahmen dieser Vereinbarung. Die 
empfangende Partei gibt Vertrauliche Informationen nur an ihre 
Mitarbeitenden und, im Falle des Leistungserbringers, an sein 
Personal und seine Unterauftragnehmer weiter, gemäss dem 
Need-to-know-Prinzip und soweit dies zur Erfüllung ihrer 
Pflichten aus der Vereinbarung erforderlich ist. 

7.5 Die empfangende Partei anerkennt, dass im Falle eines tatsäch-
lichen oder drohenden Verstosses gegen diese Klausel 7 Scha-
denersatz unter Umständen nicht ausreicht und dass die offen-
legende Partei und die mit ihr verbundenen Unternehmen das 
Recht haben, vorsorgliche Massnahmen oder sonstige ange-
messene Rechtsbehelfe zu erwirken (vorbehaltlich der 
Verfahrensgesetze der jeweiligen Gerichtsbarkeit). 

7.6 Der Leistungserbringer hat für die Verfügbarkeit, Authentizität 
und Integrität von Vertraulichen Informationen von UBS zu 
sorgen und dass UBS während der Laufzeit der Vereinbarung 
auf Vertrauliche Informationen von UBS zugreifen und sie 
wiederherstellen kann. 

 
8. Personalerklärung 

8.1 Sofern zu erwarten ist, dass Personal Zugang haben wird zu: 

(a) UBS-Systemen oder -Räumlichkeiten sowie zu Vertrauli-
chen UBS-Informationen; 

(b) Streng vertraulichen UBS-Informationen; oder 

(c) CID, 

muss der Leistungserbringer dafür sorgen, dass dieses Personal 
die Personalerklärung für die jeweilige Rechtsordnung unter-
zeichnet, in der das betreffende Personal tätig ist, und UBS auf 
Anfrage Kopien dieser unterzeichneten Erklärungen vorlegen. 

 
9. Datenschutz  

9.1 Verarbeitet der Leistungserbringer Personenbezogene Daten, 
die für die Zwecke der Vereinbarung weitergegeben werden, so 
hat er die Data Protection Policy von UBS einzuhalten. 

9.2 Ohne die vorherige schriftliche Einwilligung von UBS darf der 
Leistungserbringer von ausserhalb eines Restricted Country 
nicht auf CID in diesem Restricted Country zugreifen oder Zu-
gang dazu gewähren oder CID aus diesem Restricted Country 
übertragen oder die Übertragung von CID aus diesem Restric-
ted Country erlauben.  

 

10. Laufzeit und Kündigung  

10.1 Die Laufzeit der Vereinbarung wird im betreffenden Lieferauf-
trag angegeben. 

10.2 Jede Partei hat das Recht, diese Vereinbarung mit sofortiger 
Wirkung durch schriftliche Mitteilung an die andere Partei zu 
kündigen, wenn die andere Partei: 

(a) eine wesentliche Verletzung der Vereinbarung verursacht, 
vorausgesetzt, dass die andere Partei, sofern eine solche 
Verletzung behebbar ist, diese Verletzung nicht innerhalb 
von 30 Tagen nach ihrer Entstehung in allen wesentlichen 
Aspekten behoben hat; 

(b) zahlungsunfähig wird oder nicht in der Lage ist oder kraft 
geltender Gesetze als nicht in der Lage gilt, ihre Schulden 
zu begleichen (es sei denn, eine solche Kündigung ist nach 
den Anwendbaren Gesetzen nicht zulässig); oder 

(c) im Falle höherer Gewalt die Erfüllung ihrer Pflichten (mit 
Ausnahme der Zahlungsverpflichtung) nicht innerhalb 

von 30 Tagen nach ihrer Mitteilung an die andere Partei 
gemäss Klausel 16.1 wieder aufnimmt. 

10.3 Für die Zwecke von Klausel 10.2(a) stellt ein Verstoss des Leis-
tungserbringers gegen einen der folgenden Punkte eine nicht 
behebbare wesentliche Verletzung dar: 

(a) Anwendbare Gesetze; 

(b) Klausel 7 (Vertraulichkeit) oder Klausel 9 (Datenschutz); 

(c) die folgenden Policies (sofern anwendbar): (i) die Data Pro-
tection Policy; (ii) die Anti-bribery and Corruption, Sanc-
tions, Fraud and Anti-Facilitation of Tax Evasion Policy; (iii) 
die Subcontractor Policy; (iv) die Staff Vetting Policy; oder 
(v) Cyber and Information Security (CIS) Policy; oder 

(d)  

(e) sonstige Verstösse, die in den jeweiligen Category Terms 
als nicht behebbare wesentliche Verletzungen bezeichnet 
werden. 

10.4 Den Parteien stehen unter Umständen weitere Kündigungs-
rechte im Rahmen der jeweiligen Category Terms zu. Darüber 
hinaus können sich im Falle von Service-Level-Ausfällen auch aus 
den Service Levels Kündigungsrechte für UBS ergeben.  

10.5 UBS ist berechtigt, die Vereinbarung ganz oder teilweise mit 
einer Frist von 30 Tagen, oder, sofern nötig mit einer kürzerer 
Frist oder sogar mit sofortiger Wirkung, zu kündigen, oder die 
Dienstleistungen auszusetzen, wenn sie nach Durchführung 
einer Risikobewertung gemäss der VMF Governance and 
Reporting Policy nach vernünftigem Ermessen zu dem Schluss 
kommt, dass die weitere Beauftragung des Leistungserbringers 
oder der Bezug der Produkte oder Dienstleistungen ein 
wesentliches Risiko für das Geschäft von UBS darstellen würde, 
oder wenn UBS von der Aufsichtsbehörde dazu aufgefordert 
wurde. 

10.6 Nach einer Kündigung oder dem Ablauf der Vereinbarung: 

(a) hat der Leistungserbringer: 

(i) auf Verlangen von UBS, UBS in angemessener Weise 
zu unterstützen, um eine ordnungsgemässe Über-
nahme der Dienstleistungen oder Bereitstellung der 
Produkte durch einen Dritten oder UBS selbst zu er-
möglichen; 

(ii) nach Wahl von UBS und, ausser soweit dies durch 
anwendbare Gesetze erforderlich oder angemessene 
Sicherungszwecke notwendig ist, entweder (A) alle 
Vertraulichen Informationen von UBS unwiderruflich 
vernichten, oder (B) alle Vertraulichen Informationen 
von UBS in einem von UBS definierten und 
angemessenen Format an UBS zurückzugeben; 

(iii) alle im Voraus für Dienstleistungen (einschliesslich Er-
gebnissen) oder Produkte gezahlten Gebühren an 
UBS zurückzahlen, die zum Beendigungs-Datum ent-
weder: (i) noch nicht bereitgestellt oder erbracht 
wurden; oder (ii) zwar geliefert wurden, aber nicht 
behobene Fehler oder Mängel aufweisen, oder die 
nicht abgenommen wurden; und 

(b) hat UBS dem Leistungserbringer alle fälligen und unbe-
strittenen Gebühren für Dienstleistungen und Produkte zu 
zahlen, die gemäss der Vereinbarung bis einschliesslich 
zum Beendigungs-Datum für UBS erbracht bzw. UBS be-
reitgestellt wurden. 

10.7 Klauseln 5 (Haftung, Schadloshaltung und Versicherung) bis 17 
(Geltendes Recht und Gerichtsbarkeit) sowie alle anderen Be-
dingungen der Vereinbarung, für die ausdrücklich oder implizit 
vorgesehen ist, dass sie die Kündigung oder den Ablauf der 
Vereinbarung überdauern, bleiben auch nach Kündigung oder 
Ablauf der Vereinbarung bestehen. 

 
11. Schlüsselpersonal 

11.1 Der Leistungserbringer hat die vorherige schriftliche Zustim-
mung von UBS einzuholen (die nicht in unangemessener Weise 
verweigert werden darf), bevor er Schlüsselpersonal ernennt 
oder auswechselt. Alle Kosten, die mit der Hinzufügung oder 
dem Austausch von Schlüsselpersonal verbunden sind, gehen 
zu Lasten des Leistungserbringers. 
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11.2 Der Leistungserbringer stellt sicher, dass alle zum Schlüsselper-
sonal gehörenden Mitarbeitenden hinreichend Zeit und Mühe 
für die Erbringung der Dienstleistungen bzw. die Bereitstellung 
der Produkte aufwenden. Der Leistungserbringer unternimmt 
alle angemessenen Schritte, um das Leistungsvermögen seines 
Schlüsselpersonals aufrechtzuerhalten und kein Schlüsselperso-
nal abzuziehen oder auszuwechseln. 

 
12. Werbung und Öffentlichkeit 

12.1 Der Leistungserbringer ist nicht berechtigt, ohne die vorherige 
schriftliche Zustimmung von UBS damit zu werben oder öffent-
lich bekannt zu geben, dass er Produkte oder Dienstleistungen 
für UBS bereitstellt oder bereitgestellt hat. Des Weiteren ist der 
Leistungserbringer nicht befugt, ohne die vorherige schriftliche 
Zustimmung von UBS Namen, Logos, Handelsnamen, Waren-
zeichen, Dienstleistungsmarken oder sonstige Informationen zu 
verwenden, die UBS in den Marketing- bzw. Werbeaktivitäten 
oder -materialien des Leistungserbringers identifizieren. 

12.2 Dem Leistungserbringer sowie dem Personal ist es untersagt, 
mit Aufsichtsbehörden (ausser in dem Umfang, der nach den 
Anwendbaren Gesetzen zwingend erforderlich ist) oder mit 
Pressevertretern oder anderen Nachrichten- oder Berichterstat-
tungsmedien (ob traditionell, online oder andere Medien) über 
Angelegenheiten zu kommunizieren, die UBS, die Vereinbarung 
oder die Dienstleistungen bzw. Produkte betreffen. Alle derarti-
gen Anfragen sind umgehend an UBS weiterzuleiten. 

 
13. Abtretung  

13.1 Der Leistungserbringer darf ohne die vorherige schriftliche Zu-
stimmung von UBS (die nicht unangemessen verweigert oder 
verzögert werden darf) keine seiner Rechte oder Pflichten aus 
der Vereinbarung abtreten oder übertragen. 

13.2 UBS ist berechtigt, ohne schriftliche Zustimmung ihre Rechte 
aus der Vereinbarung (oder die Vereinbarung als Ganzes) an ei-
nes ihrer Verbundenen Unternehmen abzutreten, zu übertra-
gen, Unterlizenzen in Bezug auf diese zu vergeben, oder ander-
weitig darüber zu verfügen sowie die Vereinbarung als Ganzes 
an eine  andere Rechtseinheit, die vollständig oder teilweise die 
Nachfolge des Geschäfts oder der Vermögenswerte von UBS 
antritt, zu übertragen. 

 
14. Compliance 

14.1 Der Leistungserbringer hat die folgenden Bestimmungen einzu-
halten bzw. zu erfüllen: 

(a) alle anwendbaren Policies (die bei der Aktivierung etwai-
ger Business-Continuity-Pläne oder im Falle höherer Ge-
walt oder eines Entlastungsereignisses weiterhin gelten); 
und 

(b) jede Aufforderung von UBS, so bald wie möglich und in 
jedem Fall innerhalb von 10 Werktagen die Informationen 
zur Verfügung zu stellen, die UBS als vernünftigerweise 
notwendig erachtet, um (i) die Einhaltung der 
Vereinbarung durch den Leistungserbringer (oder seine 
Unterauftragnehmer, sein Personal oder Relevante 
verbundene Unternehmen) zu überprüfen, (ii) UBS bei der 
Einhaltung der anwendbaren Gesetze unterstützen, oder 
(iii) UBS bei der Beantwortung einer Anfrage einer 
Aufsichtsbehörde nach Informationen in Bezug auf die 
Dienstleistungen oder Produkte unterstützen. 

 
15. Mitteilungen 

15.1 Eine Mitteilung im Rahmen dieser Vereinbarung ist ordnungs-
gemäss zugestellt: 

(a) an UBS, wenn sie per Kurier oder Einschreiben an die im 
Lieferauftrag angegebene Adresse zu Händen des UBS 
Contract Manager zugestellt wird; 

(b) an den Leistungserbringer, wenn sie per Kurier oder Ein-
schreiben an die im Lieferauftrag angegebene Adresse zu 
Händen des Service Manager des Leistungserbringers zu-
gestellt wird; oder 

(c) vorbehaltlich der Klausel 15.2, an die jeweilige Partei, 
wenn sie per E-Mail an den UBS Contract Manager bzw. 

den Service Manager des Leistungserbringers übermittelt 
wird. 

15.2 Jede Mitteilung über eine Verletzung der Vereinbarung oder 
Kündigungsmitteilung durch den Leistungserbringer muss per 
Kurier oder Einschreiben gemäss Klausel 15.1(a) versandt wer-
den, wobei eine Kopie dieser Mitteilung zu übermitteln ist, und 
zwar: (i) per E-Mail an den UBS Contract Manager oder Vendor 
Relationship Manager von UBS; und (ii) per Kurier an UBS Busi-
ness Solutions AG, GRESC Supply Chain, Postfach, CH-8098 
Zürich. 

15.3 Mitteilungen gelten als am Tag der Zustellung zugestellt. 

15.4 Die Parteien sind sich darüber einig, dass die Einhaltung dieser 
Klausel 15 eine ordnungsgemässe Zustellung in Bezug auf 
sämtliche Ansprüche oder Verfahren im Zusammenhang mit 
dieser Vereinbarung darstellt. 

 
16. Sonstiges  

16.1 Eine Partei haftet nicht für eine Verzögerung oder Nichterfül-
lung ihrer Pflichten aus der Vereinbarung, soweit diese durch 
ein Ereignis höherer Gewalt verursacht wurden, vorausgesetzt, 
sie: (i) unterrichtet die andere Partei unverzüglich schriftlich 
über das Ereignis höherer Gewalt und die voraussichtliche 
Dauer der Verzögerung oder Nichterfüllung und (ii) unternimmt 
angemessene Schritte, um die Folgen des Ereignisses höherer 
Gewalt abzumildern, die Minimierung von Verzögerungen ein-
geschlossen. Wenn dem Leistungserbringer die Erbringung von 
Dienstleistungen bzw. die Bereitstellung von Produkten im 
Sinne dieser Klausel 16 nicht möglich ist oder sich diese verzö-
gert, ist UBS für die Dauer dieser Verzögerung oder Nichterfül-
lung nicht zur Zahlung von Gebühren verpflichtet. 

16.2 Die Bestimmungen dieser Vereinbarung sind für alle Rechts-
nachfolger verbindlich. 

16.3 Die Vereinbarung kann in mehreren Ausfertigungen vorliegen 
(wobei jede einzelne Ausfertigung ein Original ist, und alle Aus-
fertigungen zusammengenommen als ein und dasselbe Rechts-
instrument gelten) und in PDF- oder elektronische-Form 
übermittelt werden. Sofern dies nicht nach den Anwendbaren 
Gesetzen untersagt ist, hat eine elektronische Kopie einer 
Unterschrift, die in PDF-Form oder mittels elektronischer 
Signatursoftware (z.B. DocuSign) empfangen wurde, dieselbe 
Kraft und Wirkung wie eine handschriftliche Unterschrift auf 
einem ausgefertigten Dokument. 

16.4 Die einzelne oder partielle Ausübung bzw. die unterlassene 
oder verzögerte Ausübung von Rechten oder Rechtsbehelfen 
durch eine Partei stellt keinen Verzicht auf diese Rechte oder 
Rechtsbehelfe dar. 

16.5 Falls eine Bestimmung dieser Vereinbarung für ungültig, rechts-
widrig oder nicht durchsetzbar befunden wird, so gilt diese Be-
stimmung als von der Vereinbarung abgetrennt und die übrigen 
Bedingungen sind weiterhin gültig, wirksam und durchsetzbar. 

16.6 Die Rechte und Rechtsbehelfe der einzelnen Parteien im Rah-
men dieser Vereinbarung gelten zusätzlich zu allen anderen ver-
traglichen oder ausservertraglichen Rechten und Rechtsbehel-
fen, die dieser Partei unter Umständen zustehen, sofern sie 
nicht ausdrücklich als alleinige oder ausschliessliche Rechte oder 
Rechtsbehelfe bezeichnet werden. 

16.7 Handelt es sich beim Leistungserbringer um zwei oder mehr 
Personen, so sind diese solidarisch verpflichtet. 

16.8 Beide Parteien erklären, dass sie keinerlei Absicht hegen, ein 
Prinzipal-Agent-Verhältnis oder eine Partnerschaft einzugehen. 
Der Leistungserbringer darf ohne die vorherige schriftliche Zu-
stimmung von UBS kein Personal von UBS für die Erbringung 
von Dienstleistungen oder die Bereitstellung von Produkten ein-
setzen. 

16.9 Die Vereinbarung stellt die gesamte Vereinbarung und Überein-
kunft zwischen den Parteien in Bezug auf die Erbringung der 
Dienstleistungen oder die Bereitstellung der Produkte dar und 
ersetzt alle Geschäftsbedingungen des Leistungserbringers. 
Sämtliche Geschäftsbedingungen des Leistungserbringers wer-
den von UBS ausdrücklich nicht anerkannt und besitzen keine 
Gültigkeit.  
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16.10 Es gilt die am Datum des Inkrafttretens gültige Fassung der Ge-
neral Terms and Conditions und etwaiger anwendbarer Cate-
gory Terms.  

16.11 Von Zeit zu Zeit kann UBS neue Policies einführen oder die 
bestehenden Policies aktualisieren. Jede neue oder aktualisierte 
Policy wird auf UBS.com veröffentlicht und tritt, sofern sie auf 
die Vereinbarung anwendbar ist, 30 Tage nach dem Datum der 
Veröffentlichung in Kraft und wird Teil der Vereinbarung. Falls 
der Leistungserbringer nach zumutbarer Einschätzung der 
Ansicht ist, dass eine neue oder aktualisierte Policy einen 
wesentlich nachteiligen Einfluss auf das Geschäft oder die 
Fähigkeit zur Erbringung der Dienstleistungen oder Produkte 
hat, muss der Leistungserbringer UBS innerhalb der 30-Tage- 
Frist benachrichtigen. Die Parteien sollen anschliessend ein 
Gespräch führen, um eine gegenseitig akzeptable Lösung zu 
finden und dokumentieren. Wird keine solche Lösung 
gefunden, soll die neue oder aktualisierte Policy nicht zur 
Anwendung kommen, und die Partien vereinbaren schriftlich, 
dass die vorherige Version der Policy gültig bleibt. 

16.12 Der Leistungserbringer willigt ein, sich für die Dauer der gesam-
ten Laufzeit der Vereinbarung über https://www.ubs.com/glo-

bal/en/our-firm/suppliers/contracting-standards.html für den Er-
halt elektronischer Benachrichtigungen zu neuen oder aktuali-
sierten Policies zu registrieren. 

16.13 Die Parteien können einen Lieferauftrag durch Unterzeichnung 
einer schriftlichen Änderungsvereinbarung abändern. 

 

 
17. Anwendbares Recht und Gerichtsbarkeit 

17.1 Die Vereinbarung und alle ausservertraglichen Pflichten, die sich 
auf deren Gegenstand beziehen, unterliegen dem Recht der im 
Lieferauftrag angegebenen Gerichtsbarkeit und werden nach 
diesem ausgelegt, ohne weitere Bezugnahme auf ihre Kollisi-
onsnormen und unter Ausschluss des Übereinkommen der Ver-
einten Nationen über Verträge über den internationalen Waren-
kauf und aller sonstigen internationalen Konventionen und Ab-
kommen. 

17.2 Die Parteien unterwerfen sich der ausschliesslichen 
Zuständigkeit der im Lieferauftrag genannten Gerichte.  

  

https://www.ubs.com/global/en/our-firm/suppliers/contracting-standards.html
https://www.ubs.com/global/en/our-firm/suppliers/contracting-standards.html
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Anhang: Rechtsordnungsspezifische 
Bestimmungen 
 
Sieht der betreffende Lieferauftrag vor, dass die Vereinbarung dem Recht einer der unten aufgeführten Rechtsordnungen unterliegt, so werden 
die obigen General Terms and Conditions wie folgt ersetzt oder ergänzt. 

 
China 

Klausel 17 (Geltendes Recht und Gerichtsbarkeit) wird um die fol-
gende Bestimmung ergänzt, die Unterklausel 17.3 bildet: 

17.3 Für den Fall, dass Dienstleistungen (einschliesslich sämtlicher Er-
gebnisse) oder Produkte in der Volksrepublik China («VRC») er-
bracht oder bereitgestellt werden, sind Streitigkeiten, die sich 
aus oder in Zusammenhang mit der Vereinbarung ergeben, der 
China International Economic and Trade Arbitration Commis-
sion («CIETAC») zur Durchführung eines Schiedsverfahrens mit 
drei (3) Schlichtern gemäss den jeweils geltenden Vorschriften 
der CIETAC vorzulegen. Das Schiedsverfahren wird je nach Er-
messen der Schlichter in englischer oder chinesischer Sprache 
abgehalten, ohne dass eine Übersetzung der Dokumente von 
einer Sprache in die andere erforderlich ist. Das Schiedsurteil ist 
endgültig und für beide Parteien verbindlich. Schiedsgerichts-
stand ist der Standort der betreffenden UBS-Rechtseinheit. 

 

Frankreich und Monaco 

Unterklausel 11.1 (Schlüsselpersonal) wird vollständig gelöscht.  

 

Unterklauseln 16.10, 16.11 und 16.12 werden vollständig gelöscht 
und wie folgt ersetzt:   

16.10 Es gilt die am Tag des Inkrafttretens gültige Fassung der Gene-
ral Terms and Conditions sowie etwaiger anwendbarer Cate-
gory Terms und Policies.  

16.11 Die Parteien bestätigen, dass:  

(a) sie unabhängige Vertragspartner sind und dies während der 
gesamten Dauer der Vereinbarung bleiben werden; 

(b) sie die Bedingungen der Vereinbarung nach Treu und Glau-
ben ausgehandelt und vereinbart haben, nachdem sie alle 
Informationen eingeholt haben, die zur Feststellung ihrer 
Zustimmung erforderlich waren und von denen sie berech-
tigterweise Kenntnis haben sollten;  

(c) sie das Abkommen als in ihrem Interesse liegend erachten.  

 

Klausel 16 wird um die folgende Bestimmung ergänzt, die Unterklau-
sel 16.14 bildet:  

16.14 Der Leistungserbringer verpflichtet sich, sämtliche für die Erbrin-
gung der Dienstleistungen erforderlichen Due-Diligence-Prüfun-
gen entsprechend den geltenden professionellen Standards 
durchzuführen. Der Leistungserbringer hat vor der Erbringung 
von Dienstleistungen die Staff Vetting Policy (sofern zutreffend) 
zu befolgen. Der Leistungserbringer darf Personal erst dann zur 
Erbringung der Dienstleistungen einsetzen, wenn die Sicher-
heitsüberprüfung abgeschlossen ist. Der Leistungserbringer er-
klärt sich ausdrücklich damit einverstanden, dass der Sicher-
heitsüberprüfungsanbieter von UBS, HireRight Limited (eine Ge-
sellschaft nach britischem Recht mit Sitz in 5 Westferry Circus, 
Canary Warf, London E14 4HD (Grossbritannien), D-U-N-S-
Nummer: 22-033-6478), im Auftrag von UBS Sicherheitsüber-
prüfungen durchführen darf und dazu die Personenbezogenen 
Daten des betreffenden Personals aufnehmen muss. Der Leis-
tungserbringer erklärt sich bereit, UBS und HireRight jede ange-
messene Unterstützung zukommen zu lassen, einschliesslich der 
Einholung der vorherigen Zustimmungen und Genehmigungen 
des Personals, damit die Sicherheitsüberprüfung zügig durchge-
führt werden kann. Der Leistungserbringer erklärt sich bereit, 

das betreffende Personal vor der Sicherheitsüberprüfung zu in-
formieren und dessen Zustimmung einzuholen (i) hinsichtlich 
der Art und Weise, wie ihre Personenbezogenen Daten erhoben 
werden, (ii) dass ihre Personenbezogenen Daten an HireRight 
übermittelt werden, und (iii) dass ihre Personenbezogenen Da-
ten ins Ausland übermittelt werden. Sollte sich bei der Sicher-
heitsüberprüfung herausstellen, dass Personal für die Erbrin-
gung der Dienstleistungen ungeeignet ist, hat der Leistungser-
bringer das betreffende Personal unverzüglich durch anderes 
Personal mit geeigneten Fähigkeiten und Kenntnissen zu erset-
zen. Darüber hinaus hat der Leistungserbringer alle nicht erfüll-
ten Sicherheitsüberprüfungsanforderungen innerhalb von 
vier (4) Wochen, nachdem er von UBS über diese Nichterfüllung 
informiert wurde, zu erfüllen. 

 

Klausel 17 (Geltendes Recht und Gerichtsbarkeit) wird um die folgen-
den Bestimmung ergänzt, die Unterklausel 17.3 bildet:  

17.3 Die Parteien vereinbaren ausdrücklich, dass die Bestimmungen 
des Artikels 1195 des französischen Zivilgesetzbuches nicht auf 
die Vereinbarung anwendbar sind und dass diese Bestimmun-
gen somit keine Anwendung finden, wenn eine zum Zeitpunkt 
des Abschlusses der Vereinbarung nicht vorhersehbare Ände-
rung der Umstände die Erfüllung der Vereinbarung für eine Par-
tei über Gebühr erschwert.  

 

Deutschland 

Unterklausel 5.6 (Haftung, Schadloshaltung und Versicherung) wird 
vollständig gelöscht und durch folgende Bestimmung ersetzt: 

5.6 Unbeschadet der vorstehenden Bestimmungen schliesst keine 
der Parteien ihre Haftung gegenüber der anderen Partei für Fol-
gendes aus oder beschränkt diese: 

(a) Ansprüche in Bezug auf oder aufgrund von bzw. im Zu-
sammenhang mit Tod oder Körperverletzung, Sachschä-
den, Betrug oder arglistige(r) Täuschung; 

(b) Verstösse gegen Klausel 7.1 (Vertraulichkeit); 

(c) Ansprüche aufgrund von oder im Zusammenhang mit der 
vorsätzlichen Verletzung der Vereinbarung durch die an-
dere Partei; 

(d) Ansprüche aufgrund von oder im Zusammenhang mit gro-
ber Fahrlässigkeit oder vorsätzlichem Fehlverhalten; und 

(e) Ansprüche auf Schadloshaltung gemäss Klausel 5.7 unten. 

 

Israel 

Unterklausel 3.3 (Gebühren, Rechnungsstellung und Zahlung) wird 

vollständig gelöscht und durch folgende Bestimmung ersetzt: 

3.3 UBS hat die jeweils fälligen und unbestrittenen Gebühren inner-
halb von 45 Tagen nach Erhalt einer Rechnung zu zahlen. UBS 
ist nicht verpflichtet, Rechnungen zu begleichen, die nicht den 
Anforderungen dieser Klausel 3 oder sonstigen im Lieferauftrag 
festgelegten Anforderungen genügen. 

 

Unterklauseln 16.11 and 16.12 werden vollständig gelöscht und wie 
folgt ersetzt:   
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16.10 Es gilt die am Tag des Inkrafttretens gültige Fassung der Gene-
ral Terms and Conditions sowie der anwendbaren Category 
Terms und Policies. 

 

Unterklausel 16.11 (Sonstiges) wird vollständig gelöscht. 

 

Italien 

Unterklauseln 4.1(e) und (g) (Zusicherungen und Gewährleistungen) 
werden vollständig gelöscht und wie folgt ersetzt:  

(e) er seine Pflichten aus der Vereinbarung, einschliesslich der Er-
bringung der Dienstleistungen bzw. der Bereitstellung der Pro-
dukte, in Übereinstimmung mit allen Anwendbaren Gesetzen 
erfüllt, Gesundheits- und Sicherheitsgesetze eingeschlossen, 
wenn die Dienstleistungen vom Personal in Räumlichkeiten er-
bracht werden, die UBS gehören oder von UBS kontrolliert oder 
genutzt werden; 

(g) er seine Pflichten aus der Vereinbarung, die Erbringung der 
Dienstleistungen bzw. die Bereitstellung der Produkte einge-
schlossen, wie folgt erfüllen wird: (i) fach- und termingerecht 
mit der von einem erfahrenen professionellen Unternehmen zu 
erwartenden Sachkenntnis, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit; (ii) 
in Übereinstimmung mit der branchenüblichen Praxis für ähnli-
che Dienstleistungen oder Produkte; und (iii) mit einer ange-
messenen Anzahl von Mitarbeitenden, die über die erforderli-
chen technischen Fähigkeiten, Qualifikationen, Erfahrungen 
und Zertifizierungen verfügen, um die Dienstleistungen zu er-
bringen und/oder die Produkte bereitzustellen. Der Leistungser-
bringer ist dafür verantwortlich, seinem Personal die zur Erfül-
lung seiner Pflichten im Rahmen der Vereinbarung erforderli-
chen Instruktionen oder Weisungen zu erteilen.  

 

Unterklausel 5.6 (Haftung, Schadloshaltung und Versicherung) wird 
vollständig gelöscht und durch folgende Bestimmung ersetzt: 

5.6 Unbeschadet der vorstehenden Bestimmungen schliesst keine 
der Parteien ihre Haftung gegenüber der anderen Partei für Fol-
gendes aus oder beschränkt diese: 

(a) Tod oder Körperverletzung, Betrug oder arglistige Täu-
schung oder sonstige Haftungsfälle, die nach den An-
wendbaren Gesetzen nicht ausgeschlossen oder be-
schränkt werden können; 

(b) Verstösse gegen Klausel 7.1 (Vertraulichkeit); 

(c) Ansprüche, die sich aus der vorsätzlichen Verletzung der 
Vereinbarung, der groben Fahrlässigkeit oder dem vorsätz-
lichen Fehlverhalten der anderen Partei ergeben; und  

(d) Ansprüche auf Entschädigung gemäss Klausel 5.7 unten. 

 

Klausel 5.7 wird um die folgende Unterklausel (c) ergänzt: 

(c) jegliche Verletzung der Pflichten in Bezug auf Gesundheit 
und Sicherheit am Arbeitsplatz gegenüber dem Personal, 
einschliesslich sämtlicher Pflichten, die sich aus einer ge-
meinsamen Haftung zwischen dem Leistungserbringer 
und UBS aufgrund der Anwendbaren Gesetze ergeben. 

 

Unterklausel 11.1 (Schlüsselpersonal) wird gelöscht und durch fol-
gende Bestimmung ersetzt:  

11.1 UBS hat das Recht, die Auswechslung von Schlüsselpersonal zu 
verlangen, wenn deren Verhalten gegen die Bedingungen der 
Vereinbarung, Anwendbare Gesetze, geltende professionelle 
Standards oder geltende Verhaltenskodizes von UBS verstösst. 
Alle Kosten, die mit der Hinzufügung oder dem Austausch von 
Schlüsselpersonal verbunden sind, gehen zu Lasten des Leis-
tungserbringers. 

Jersey 

Klausel 9 (Datenschutz) wird um die folgenden Bestimmungen er-
gänzt, die Unterklauseln 9.3 und 9.4 bilden:  

9.3 Sollte der Leistungserbringer Kenntnis von Verstössen gegen 
Bestimmungen zum Schutz personenbezogener Daten erlangen 
oder einen entsprechenden Verdacht hegen, so hat er UBS un-
verzüglich, spätestens jedoch innerhalb von 24 Stunden, nach-
dem er davon Kenntnis erlangt oder einen entsprechenden Ver-
dacht hegt, über die bekannte oder vermutete Verletzung zu 
informieren.  

9.4 Der Leistungserbringer stellt UBS und ihre Verbundenen Unter-
nehmen von allen Verlusten frei, die sich aus Verstössen gegen 
Bestimmungen zum Schutz Personenbezogener Daten durch 
den Leistungserbringer oder seine Verbundenen Unternehmen 
(oder deren jeweiliges Personal) ergeben.  

 

New York, USA 

Klausel 17 (Geltendes Recht und Gerichtsbarkeit) wird um die fol-
gende Bestimmung ergänzt, die Unterklausel 17.3 bildet: 

17.3 Die Parteien (in ihrem eigenen Namen und im Namen ihrer je-
weiligen verbundenen Unternehmen) erklären den unwiderrufli-
chen, bewussten, freiwilligen und uneingeschränkten Verzicht 
auf jegliches Recht auf ein Schwurgerichtsverfahren im Zusam-
menhang mit sämtlichen Klagen, Ansprüchen, Prozessen oder 
Verfahren, die sich aus oder in Verbindung mit dieser Vereinba-
rung und/oder einer anderen Vereinbarung oder den hierunter 
vorgesehenen Transaktionen ergeben. 

 

Polen 

Klausel 3 (Gebühren, Rechnungsstellung und Zahlung) wird um die 
folgende Bestimmung ergänzt, die Unterklausel 3.8 bildet: 

3.8 Gemäss dem Gesetz zur Bekämpfung übermässiger Verzöge-
rungen bei Handelsgeschäften vom 8. März 2013 erklärt UBS, 
dass das Unternehmen den Status eines Grossunternehmens 
hat. 

 

Taiwan  

Klausel 3 (Gebühren, Rechnungsstellung und Zahlung) wird um die 
folgende Bestimmung ergänzt, die Unterklausel 3.8 bildet: 

3.8 UBS ist berechtigt von den festgelegten Gebühren jegliche von 
der Steuerbehörde festgelegte Quellensteuer abzuziehen, 
sodass der Leistungserbringer einen Nettobetrag abzüglich 
solcher Quellensteuern erhält.  

 


